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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Noch im September 2013, also im Vorjahr der anstehenden Zuger Kantonsratswahlen
2014, hatten die Zugerinnen und Zuger eine neue Sitzverteilung nach dem System des
Doppeltproporzverfahrens – dem so genannten doppelten Pukelsheim – angenommen.
Gleichzeitig mit dem neuen Verfahren wurden Wahlquoren eingeführt: Das neue
Wahlverfahren bringt zwar eine Verbesserung hinsichtlich der Repräsentation des
Wählerwillens, kann aber auch zu einer Zersplitterung des Parteiensystems mit
zahlreichen kleinen Parteien führen, die mit dem Verfahren grössere Erfolgschancen
haben. Um dies zu verhindern wird mit dem doppelten Pukelsheim in der Regel eine
Erfolgshürde eingebaut. Im Kanton Zug muss eine Partei 5 Prozent der Stimmen in
einem Wahlkreis oder 3 Prozent im gesamten Kanton erhalten, um Anspruch auf einen
Sitz zu haben. Gegen diese Hürden regte sich in Zug allerdings Widerstand. Die
Piratenpartei Zentralschweiz legte Mitte Juni 2014 beim Regierungsrat Beschwerde
gegen die Anwendung der Hürde ein. Diese war bei den Wahlen im Oktober noch beim
Bundesgericht hängig. Die Meinungen zum neuen Verfahren waren geteilt. Das
Zuteilsverfahren nach Pukelsheim garantiere, dass jede Stimme gleichviel zähle, egal ob
die Stimme aus einer grossen oder kleinen Gemeinde stamme, was der Linken durchaus
zugutekäme, erwartete Jolanda Spiess (al-gp), wohingegen von rechts-bürgerlicher
Seite als ungerecht empfunden wurde, dass ein eigentlich in einer Gemeinde gewählter
Kandidierender einer Partei zu Gunsten einer Kandidatin einer Minderheit verzichten
müsse, obwohl diese Minderheit im entsprechenden Wahlkreis gar keinen Sitz erhalten
hätte. So würden die grossen Gemeinden den kleinen vorschreiben, wer für sie in den
Kantonsrat gehe, meinte etwa der Zuger Nationalrat und Wahlkampfleiter Gerhard
Pfister (cvp). Die Parteien schielten insbesondere auf die Wahlen in Nidwalden, die
ebenfalls neu mit dem Pukelsheim durchgeführt worden waren und der kleinen Linken
einen Erfolg beschert hatte. Allerdings war die Ausgangslage in Zug von jener in
Nidwalden verschieden. Prognosen waren deshalb schwierig und die allgemeine
Verunsicherung bei allen Parteien entsprechend gross. Von einem „Blindflug“ war gar
die Rede. 
Zu reden im Kanton gaben auch die zahlreichen Rücktritte während der Legislatur –
acht an der Zahl. Zwar gäbe es Gründe für einen vorzeitigen Rücktritt – so werde etwa
die zeitliche Belastung des politischen Mandats von vielen unterschätzt – die
Meinungen über taktische Kandidaturen, die einer Partei zu Stimmen verhelfen um
dann kurz nach den Wahlen in einen Rücktritt zu münden oder aber über die taktischen
Rücktritte kurz vor den Wahlen, um den Nachrückenden den Stempel „Bisheriger“ zu
verschaffen, gingen auseinander. Während die SP-Präsidentin Barbara Gysel diese als
Realität bezeichnete, waren sie für CVP-Präsident Martin Pfister ein No-Go. Insgesamt
traten 246 Kandidierende für die 80 Sitze im Kantonsrat (2010: 231 Kandidierende) an,
darunter 65 Frauen (26%). 
Die CVP kündigte früh an, um jeden Sitz kämpfen zu wollen, weil man aufgrund des
neuen Wahlverfahrens mit Verlusten rechnete. Die Christlichdemokraten sassen seit
den Wahlen 2010 mit 23 Vertreterinnen und Vertretern im Kantonsrat. Ziel sei es,
stärkste Partei zu bleiben. Die CVP schickte 49 Kandidierende ins Rennen. Auch die FDP
sondierte bereits im Frühjahr 2014 mögliche Kandidierende, von denen sie dann 42
präsentierte. Für den Freisinn hiess das Motto, die Wählerstärke zu steigern, um mit
dem neuen Verfahren die bisherigen Sitze (20) halten zu können.  Auch die SVP (19
Sitze), die mit 44 Kandidierenden antrat, setzte hohe Ziele: man wolle nicht mehr nur
drittstärkste Partei sein. Zwar hätten die bürgerlichen Parteien zusammen 77% der
Wählerstimmen hinter sich, bürgerliche Politik müsse aber anders aussehen, was nur
mit einer stärkeren SVP umgesetzt werden könne, gab Parteipräsident Markus
Hürlimann zu Protokoll. Die Alternativen-die Grünen, in Zug die stärkste linke Kraft mit
acht Sitzen, die das neue Wahlverfahren mit am vehementesten gefordert hatten,
rechneten mit Sitzgewinnen. Ziel war, wieder Fraktionsgrösse (12 Sitze) zu erreichen,
wie dies bereits 2006 der Fall gewesen war. Die Partei trat als gemeinsame Liste aus
Grünen, Christlich Sozialen und Jungen Alternativen an, auf der insgesamt 50
Kandidierende figurierten. Dabei stellten die Alternativen nicht nur am meisten
Kandidierende, sondern die Liste war fast geschlechterparitätisch mit einem
Frauenanteil von 48%. Die SP erwartete nicht den gleichen Erfolg wie ihre Schwester in
Nidwalden und gab als Ziel den Status Quo (8 Sitze) an. Dies werde schon deshalb
schwierig genug, weil die SP mit dem alten System traditionellerweise gar nie in allen

WAHLEN
DATUM: 05.10.2014
MARC BÜHLMANN
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Gemeinden angetreten sei. Die SP trat als gemeinsame Liste aus SP, JUSO und SP-
Frauen mit insgesamt 31 Kandidierenden auf. Die Erwartungen der kleineren Parteien
waren ambivalent. Die GLP (bisher 2 Sitze) erhoffte sich dank des doppelten Pukelsheim
einen Sitzgewinn, den sie mit total 27 Kandidierenden realisieren wollte. Die Chancen
der erstmals mit 3 Kandidaten antretenden Piratenpartei, die neu eingeführte
Wahlhürde zu schaffen, wurden hingegen als gering eingeschätzt. Die grösste
Herausforderung für die kleinen und weniger verankerten Parteien SP, GLP und Piraten
war es, die Listen möglichst in allen Gemeinden zu füllen, was von den arrivierten
Parteien prompt als Gefahr für die Qualität des Kantonsparlamentes bezeichnet wurde.

Bei den Wahlen Anfang Oktober, bei denen sich 40,5% der Berechtigten beteiligten
(2010: 43,6%), zeigten sich die aufgrund der veränderten Ausgangslage erwarteten
Verschiebungen allerdings in überraschend geringem Umfang. Insbesondere die
Erwartung, dass der doppelte Pukelsheim tendenziell zu Sitzverlusten bei grossen
Parteien führe, wurde nur bedingt bestätigt. Zwar musste die FDP Federn lassen – sie
verlor zwei Sitze (neu: 18 Sitze) und büsste einen Prozentpunkt an Parteistärke ein (neu:
22,1%) – die CVP als stärkste Fraktion verlor aber lediglich einen Sitz (neu: 22 Sitze) und
konnte sogar leicht an Wählerstärke zulegen (neu: 26,8%; + 0,3 Prozentpunkte). Die SVP
konnte ihre 19 Sitze halten und stieg mit einem Wählerzuwachs um 0,9 Prozentpunkte
neu zur zweitstärksten Fraktion auf (neu: 23,6%). Auch im linken Lager waren die
Verschiebungen gering. Nicht die kleinere SP konnte vom neuen Wahlsystem profitieren
– sie gab im Gegenteil einen Sitz ab und kommt neu noch auf sieben Sitze (neu 9,3%) –
sondern die im Kanton Zug traditionell stärkeren Alternativen-die Grünen, die um zwei
Sitze zulegen konnten und neu zehn Sitze im Kantonsrat besetzen (neu: 12,8%), darunter
auch ein Sitz der CSP. Der Sitzverlust der SP wurde in den Medien auf einen taktischen
Fehler zurückgeführt, weil die SP in den kleinen Gemeinden Neuheim und Menzingen
nicht angetreten war. Vom doppelten Pukelsheim profitiert haben dürften die
Grünliberalen, die sich im Vergleich zu 2010 über eine Verdoppelung ihrer Mandate
freuen durften (neu: 4 Sitze). Definitiv keine Chance hatten die Piraten, die mit einem
Wähleranteil von 0,4% deutlich an der 3 bzw. 5-Prozent-Hürde scheiterten, was ihrem
juristischen Widerstand weiteren Auftrieb gab. 
Im Dezember wies dann allerdings auch das Bundesgericht die Beschwerde der
Piratenpartei ab. Zwar müsse man mit Sperrklauseln zurückhaltend sein – das
Bundesgericht hatte schon früher eine Obergrenze von 10 Prozent festgelegt – die 3
bzw. 5-Prozent-Hürde in Zug sei aber massvoll und könne der Gefahr einer
Effizienzbeeinträchtigung und Verkomplizierung des Ratsbetriebs durch zu viele kleine
Parteien begegnen. 1

Weil die SPK-NR im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission im Ständerat den beiden
Standesinitiativen der Kantone Uri (14.316) und Zug (14.307) nicht Folge geben wollte,
gelangten die beiden Geschäfte zur Frage der Souveränität der Kantone bei der
Ausgestaltung ihrer Wahlsysteme in den Nationalrat. Die Kommissionssprecher
erklärten, dass man bereits 2013 bei der Diskussion um die Gewährleistung der
Verfassung des Kantons Schwyz über die Angelegenheit diskutiert habe. Man habe sich
bereits damals für eine faire Ausgestaltung des Wahlrechts eingesetzt. Das Recht der
Kantone, ihr eigenes Wahlsystem auszuwählen, werde nur dann beschnitten, wenn die
Wahlrechtsgleichheit bedroht sei: Bei Proporzwahlen müssen die Stimmen aller
Bürgerinnen und Bürger ein vergleichbares Gewicht haben. Nur so würden auch die
Grundbedingungen der Verfassung gewahrt. Gerhard Pfister (cvp, ZG), Anführer der
Kommissionsminderheit, wies darauf hin, dass die Ursache der Initiative Entscheide des
Bundesgerichtes in den letzten 10 Jahren gewesen seien, die in die kantonale
Autonomie eingegriffen hätten. Diese Rechtsprechung sei zudem widersprüchlich
geworden, weil das Bundesgericht einerseits Majorzwahlen gestatte, die im Sinne der
Repräsentation ungerechter seien als Proporzwahlen. Andererseits zeige das Gericht
die Tendenz, nur noch bestimmte Proporzsysteme zulassen zu wollen. Nicht nur den
Eingriffen des Bundesgerichtes sei ein Riegel zu schieben, sondern die kantonale
Autonomie abzusichern. Die Standesinitiativen verlangen eine Präzisierung von Artikel
34 BV, der eine unverfälschte Stimmabgabe gewährleistet. Die Argumentation der
Kommissionsminderheit schien in der Volkskammer zu verfangen. Beiden
Standesinitiativen wurde mit 99 zu 87 Stimmen bei 4 Enthaltungen (Zug) bzw. 98 zu 90
Stimmen bei 3 Enthaltungen (Uri) Folge gegeben. Dank der deutlichen Mehrheiten der
SVP- und der CVP-Fraktion, unterstützt von einigen FDP-Abweichlern muss nun eine
Verfassungsänderung in Angriff genommen werden. In der Presse wurde der Entscheid
als Trotzreaktion auf die Bundesgerichtsurteile der letzten Jahre kommentiert. Der
Versuch, kantonale Autonomie über die Demokratie zu stellen sei allerdings gefährlich:
Wenn die Kantone beim Wahlrecht einen Freipass erhielten, könnten sie auch das

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
MARC BÜHLMANN
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Frauenwahlrecht wieder abschaffen, gab etwa der Staatsrechtler Andreas Auer zu
bedenken. 2

Eidgenössische Wahlen

Der Kanton Zug hatte bei den Nationalratswahlen weiterhin drei Sitze zu Gute, woran
auch das starke Bevölkerungswachstum der letzten Jahre nichts änderte. Trotz oder
gerade wegen dieser wenigen begehrten Sitze, sprengte die Kandidatenzahl mit deren
50 für die Wahlen 2015 alle Rekorde. Auch mit den insgesamt 17 verschiedenen Listen
wurde eine noch nie zuvor gesehene Zahl erreicht. Dies mochte einem regen
politischen Interesse und den eher einfach zu besetzenden Dreierlisten geschuldet
sein. Ob ein Antreten mit  ganzen fünf Listen – so wie es die Sozialdemokraten taten –
besonders viel Sinn ergab, sei dahin gestellt. Mit einem Frauenanteil von 40% waren die
Listen zumindest relativ ausgeglichen besetzt, wiewohl es bis anhin keine weibliche
Vertreterin aus dem Kanton Zug nach Bern geschafft hatte.

Wie auch in anderen Innerschweizer Kantonen präsentierte sich in Zug für die linken
Parteien eine schwierige Ausgangslage. Die Grünen – in Zug als „Alternative“ antretend –
hatten anlässlich der Wahlen 2011 ihr Mandat verloren, welches sie über Jahre mit
ihrem national bekannten Aushängeschild Jo Lang besetzt hatten. Durch die hohe
natürliche Wahlhürde im Kanton – bedingt durch die kleine Sitzzahl – ist für einen
linken Wahlerfolg generell ein sehr gutes Wahlergebnis und ein rot-grünes
Zusammenspannen vonnöten. Zumindest Letzteres war mit der Listenverbindung
zwischen der SP und den Grünen schnell beschlossene Sache. Ins Boot holte man
zudem die erstmals antretende Piratenpartei.
Auf bürgerlicher Seite stellten sich alle Amtsinhaber zur Wiederwahl. Für die CVP war
dies Gerhard Pfister, für die FDP Bruno Pezzatti und für die SVP Thomas Aeschi.
Zwischen den Freisinnigen und den Christdemokraten waren angesichts einer
anstehenden Listenverbindung über schwierige Verhandlungen berichtet worden.
Angeblich sei die Unterstützung des CVP-Regierungsratskandidaten in Frage gestellt
worden und zum Streitpunkt in Sachen nationale Wahlen mutiert. Nichtsdestotrotz
entschieden sich die beiden Parteien zum erwarteten Schulterschluss und liessen das
mutmassliche Vorspiel unkommentiert. Die SVP zog gezwungenermassen – aber ohne
allzu grossen Missmut – alleine in die Wahlen. Angesichts ihres beträchtlichen und kaum
gefährdeten Wähleranteils musste sie sich auch kaum um einen allfälligen Sitzverlust
Sorgen machen. Eine weitere bürgerliche Partei – die GLP – entschied sich dieses Mal
dem CVP-FDP Verbund beizutreten. Reelle Wahlchancen ergaben sich für sie nicht. Ihr
Entscheid machte jedoch die Aufgabe für das linke Bündnis nochmals bedeutend
schwieriger.
Im Allgemeinen wurde dem Status Quo in Zug die besten Chancen auf ein
Weiterbestehen eingeräumt. Das schlechte Abschneiden der Grünen in anderen
Kantonen sowie die nationale Trendvorhersage nach rechts boten wenig Aussicht auf
einen besonders spannenden Wahlkampf, da eine linke Rückeroberung eines Sitzes
noch am ehesten ein Szenario für Veränderung geboten hätte. Für ernsthafte
bürgerliche Konkurrenz waren die Grünliberalen ihrerseits zu klein. 

Ohne Mühe verteidigten denn auch die drei bisherigen Nationalräte Gerhard Pfister,
Thomas Aeschi und Bruno Pezzatti am Wahltag ihre Sitze. Somit bleibt die Zuger
Delegation aus einem CVP-, einem FDP- und einem SVP-Mitglied bestehen. Das stärkste
bürgerliche Resultat erzielten die SVP und die CVP. Erstere knackte mit 30.5% (+2.2
Prozentpunkte) erstmals die 30%-Marke. Letztere setzte – entgegen dem nationalen
Partei-Trend – ihre Erfolgsgeschichte im Kanton Zug fort und erreichte 26.5%, womit
sie ebenfalls um 2.2 Prozentpunkte zulegte. Die FDP musste hingegen einen Verlust
hinnehmen und hält 17.7% Wähleranteil (-1.5 Prozentpunkte). Vom Stimmvolk eine
geradezu schallende Ohrfeige verpasst erhielten die Grünen. Sie schrumpften auf 7.2%
und büssten damit 8.2 Prozentpunkte ihres Wähleranteils ein. Der krasse Verlust auf
der einen Seite erklärt jedoch das Abschneiden der eigentlichen Wahlsiegerin auf der
anderen Seite. Die SP legte nämlich um ebenso eindrückliche 8.4 Prozentpunkte zu und
lag schliesslich in der Wählergunst bei 13.7%. Da dies (nur) einer Wachablösung im
linken Lager gleichkam, konnte der Wahlsieg jedoch in kein zählbares Resultat
umgemünzt werden. Als mögliche Erklärung für die linke Verschiebung wurde der
Sexskandal um die ehemalige grüne Kantonsrätin Jolanda Spiess-Hegglin sowie das
Fehlen eines grünen Spitzenkandidaten bemüht. Bei den kleineren Parteien hatte sich
der Wähleranteil der GLP beinahe halbiert auf noch 3.6% (-3.2 Prozentpunkte). Die
Piratenpartei kam bei ihrem ersten Auftritt nicht über 1% hinaus. Eine Frauenvertretung
blieb im Kanton Zug weiterhin aus, während die Wahlbeteiligung mit 53.7% etwas tiefer

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



lag als noch 2011 (55.1%). 3

75 Kandidierende auf 25 Listen bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 im
Kanton Zug auf einen der drei begehrten Zuger Nationalratssitze – deutliche neue
Höchstwerte. Ursprünglich war sogar noch eine zusätzliche Liste gemeldet, doch nach
der Überprüfung durch die Staatskanzlei wurde die Liste «PARAT – Partei für Rationale
Politik, Allgemeine Menschenrechte und Teilhabe» für ungültig erklärt, da sie die
benötigten 100 gültigen Unterschriften nicht einreichen konnte. Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug 49.3 Prozent. In keinem anderen Kanton mit Proporzwahlen
war der Frauenanteil unter den Kandidierenden so hoch wie im Kanton Zug. Die
Chancen waren also durchaus intakt, dass der Kanton nach dieser Wahl von der Liste
der Kantone, die noch nie durch eine Frau im Bundesparlament vertreten waren,
gestrichen werden könnte.

Einer der drei Bisherigen, Bruno Pezzatti (fdp), hatte bereits im Januar angekündigt,
dass er nicht erneut zur Wahl antreten werde. Pezzatti hatte 2015 zusammen mit
Gerhard Pfister, Präsident CVP Schweiz, und Thomas Aeschi, Präsident SVP Zug,
Fraktionspräsident der SVP und ehemaliger Bundesratskandidat, seinen Sitz problemlos
verteidigt. Angeführt von Spitzenkandidatin Karen Umbach, zielte die FDP darauf, den
Sitz in den eigenen Reihen zu halten. Sie ging hierfür zudem eine Listenverbindung mit
der CVP ein. Letztere schien nicht in Gefahr, den Sitz von Pfister zu verlieren und
konnte den Wahlkampf deshalb einigermassen entspannt angehen. Vor vier Jahren
hatte sich auch die GLP mit den beiden etablierten bürgerlichen Mitteparteien
verbunden. Dieses Jahr ging die GLP einzig zusammen mit ihrer Jungpartei an den Start.
Ebenfalls ohne überparteiliche Listenverbindungen trat die SVP an. Doch wie die CVP
durfte sich auch die SVP dank ihres grossen Wähleranteils und des bekannten
Spitzenkandidaten Aeschi ihres Sitzes relativ sicher sein. Die linken Parteien witterten
nach Pezzattis Rücktritt eine Chance auf einen Sitzgewinn. Da die Bisherigen relativ
sicher im Sattel zu sitzen schienen, setzten sie sich deshalb auch eindeutig die
Eroberung des freigewordenen FDP-Sitzes zum Ziel. Die SP, die «Alternative – die
Grünen» (alg) und die EVP, welche dieses Jahr zum ersten Mal antrat, verbanden dazu
ihre Listen. Vor allem die ALG hatten hohe Ambitionen für die Wahlen, nachdem sie vor
vier Jahren noch einen Wähleranteilverlust von acht Prozentpunkten hatten einstecken
müssen. Sie traten dieses Jahr unter dem Namen «Alternative – die Grünen und CSP»
gleich mit fünf Listen an – ein Wert der nur noch von den sieben Listen der SP
übertroffen wurde. Die Hoffnungen lagen auf den drei Kandidierenden der Hauptliste,
namentlich der Zuger Stadträtin Vroni Straub-Müller (csp), der Alt-Regierungsrätin
Manuela Weichelt-Picard (alg) und dem Parteipräsidenten Andreas Lustenberger (alg). 

Am Wahlsonntag durfte sich die Alternative – die Grünen in der Tat als Wahlsiegerin
feiern lassen. Sie fuhr erdrutschartige Wähleranteilgewinne ein (+12.0 Prozentpunkte,
neu 19.2%), überholte damit sowohl die SP als auch die FDP und wurde neu drittstärkste
Kraft im Kanton. Dieses hervorragende Resultat reichte zu einem Sitzgewinn – trotz
Einbussen der ALG-Listenpartnerin SP (-4.5 Prozentpunkte). Am meisten Stimmen auf
der Hauptliste der ALG holte Manuela Weichelt-Picard, die damit als erste Frau den
Kanton Zug in Bundesbern vertreten wird. Von der grünen Welle profitieren konnte
auch die GLP, die 1.9 Prozentpunkte zulegte (neu: 5.5%). Für einen Sitzgewinn reichte
es dennoch deutlich nicht. Leidtragende des Erfolgs der Grünen war am 20. Oktober
die FDP. Sie büsste 2.9 Prozentpunkte ein (neu: 14.7%) und vermochte ihren Sitz nicht
zu verteidigen. Die enttäuschte Karen Umbach machte vor allem die zögerliche
Umweltpolitik ihrer Partei für die Niederlage verantwortlich, freute sich aber dennoch
über den erstmaligen Einzug einer Zugerin in den Nationalrat. Auch die CVP (-2.6
Prozentpunkte) und die SVP (-3.9 Prozentpunkte) mussten Verluste hinnehmen.
Dennoch wurden ihre beiden bisherigen Nationalräte wiedergewählt. Thomas Aeschi
holte dabei am meisten Stimmen aller Kandidaten (15'359), während Gerhard Pfister am
meisten Stimmen von veränderten Listen auf sich vereinte (12'157 seiner 13'872
Stimmen). Die Stimmbeteiligung betrug 52.1 Prozent, ein leichter Rückgang von 1.6
Prozentpunkten gegenüber 2015. 4

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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